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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Konjunkturlage- und politik

Das Parlament hiess die Massnahmen in der Herbstsession nach einer langen
Auseinandersetzung gut. Der Standerat lehnte zuerst einen Nichteintretensantrag von
Germann (svp, SH) und Schweiger (fdp, ZG) mit 25 zu 6 Stimmen ab. Diese begrissten
zwar grundsatzlich die primar arbeitsmarktbezogenen Vorschlage des Bundesrates,
lehnten das Paket aber aus finanzpolitischen Uberlegungen ab. In der Detailberatung
schwéachte der Rat den bundesratlichen Vorschlag ab, die Léhne flr einige tausend
ausgesteuerte Langzeitarbeitslose fur eine Beschaftigung in nicht profitorientierten
gemeinnutzigen Unternehmen flir eine Dauer von sechs Monaten vom Bund zu
bezahlen. Die Lohnkosten sollen geméass dem Entscheid der kleinen Kammer diesen
Organisationen nur teilweise, d.h. mit maximal 3000 Fr. pro Monat vergltet werden. Ein
Antrag Hess (fdp, OW), darauf ganz zu verzichten, lehnte der Stédnderat mit 24 zu 12
Stimmen ab. Keine Gnade fand hingegen die vom Bundesrat beantragte
Anschubfinanzierung von rund 25 Mio Fr. zugunsten der Akzeptanz und Verwendung
einer Ausweiskarte mit der elektronischen Signatur. Mehrere Votanten kritisierten, dass
dieses Konzept noch unausgegoren sei und nicht klar sei, wofur die finanziellen Mittel
verwendet werden sollen. Mit 22 zu 15 Stimmen wurde auf Antrag Gutzwiller (fdp, ZH)
dieser Beitrag gestrichen.

Auch im Nationalrat beantragte eine aus Mitgliedern der SVP und der FDP gebildete
Kommissionsminderheit Nichteintreten. Die FDP, die SVP und die BDP waren zwar nicht
gegen alle Komponenten des Stabilisierungsprogramms, sie erachteten aber die
Mehrzahl der im Bereich Arbeitsmarkt vorgesehenen Massnahmen (insbesondere das
Beschaftigungsprogramm flr Ausgesteuerte) als wenig sinnvoll. Zudem waren sie gegen
ein drittes Paket zum aktuellen Zeitpunkt, weil sie in den Statistiken bereits erste
Anzeichen einer Wirtschaftserholung zu erkennen glaubten. Ihr Nichteintretensantrag
unterlag mit 93 zu 91 Stimmen &usserst knapp; den Ausschlag gegeben hatte die fast
geschlossene Unterstltzung des Programms durch die CVP, welche ihre Bundesratin
Leuthard nicht im Regen stehen lassen wollte. In der Detailberatung wurden die
zuséatzlichen Ausgaben fur die Aus- und Weiterbildung von Personen mit frisch
abgeschlossener Lehre zwar gutgeheissen, scheiterten aber an der Ausgabenbremse,
welche eine Zustimmung durch die Mehrheit aller Ratsmitglieder fordert. Die Idee, dass
der Bund fur einige Zeit die Lohne flr einige tausend ausgesteuerte Langzeitarbeitslose
flr eine Beschéaftigung bei gemeinnutzigen Unternehmen bezahlt, lehnte der Rat auf
Antrag von Spuhler (svp, TG) mit 94 zu 90 Stimmen ab. Fir die finanzielle Unterstitzung
von Betrieben, die stellenlose Lehrabsolventen weiter beschaftigen, ergab sich im
Nationalrat eine hauchdinne Mehrheit. Grosszugiger als der Sténderat zeigte er sich
hingegen bei der Férderung der digitalen Unterschrift; er nahm diese wieder in das
Programm auf. Nachdem der Rat eine ganze Reihe von Antréagen der SP und der GP fur
zuséatzliche Massnahmen abgelehnt hatte, hiess er das dritte
Konjunkturférderungsprogramm mit 94 zu 87 Stimmen gut.

In der Differenzbereinigung hielt der Sténderat mit deutlicher Mehrheit am
Lohnzahlungsprogramm flr Langzeitarbeitslose fest. Mit knappem Mehr war er nun
auch mit dem Beitrag zur Forderung der Verbreitung der digitalen Unterschrift
einverstanden. Im Nationalrat wurden die zusatzlichen Ausgaben fur die Aus- und
Weiterbildung von Personen mit neu abgeschlossener Lehre nochmals gutgeheissen,
scheiterten aber erneut an der Ausgabenbremse. Die Lohntubernahme fur die befristete
Beschéftigung von Ausgesteuerten fand diesmal eine knappe Mehrheit, vermochte aber
das qualifizierte Mehr fiir die Uberwindung der Ausgabenbremse ebenfalls nicht zu
schaffen. An dieser Hurde scheiterte auch die Finanzierung von Weiterbildungskosten
flr Personen, die in Betrieben mit Kurzarbeit beschaftigt sind. Nachdem die kleine
Kammer ihre Beschllsse nochmals bestatigt hatte, wiederholte sich die Prozedur im
Nationalrat: Er hiess samtliche Projekte ebenfalls gut, da die beflirwortende, aus SP,
CVP und GP gebildete Mehrheit aber weniger als 101 Stimmen zahlte, scheiterten sie
aber alle an der Ausgabenbremse. Die Einigungskonferenz beschloss, an der
Finanzierung der Aus- und Weiterbildung von Lehrabsolventen sowie von
Kurzarbeitenden festzuhalten. Bei den Beschaftigungsprogrammen fur Ausgesteuerte
bei gemeinnltzigen Organisationen fand sie eine Kompromissformel, welche dem
Bundesrat die Kompetenz erteilt, diese einzufiihren, wenn die nationale
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Arbeitslosenrate 5% erreicht. Diese Losung veranlasste drei Abgeordnete der BDP und
zwei der FDP zu Umschwenken, wodurch das qualifizierte Mehr fir die Uberwindung
der Ausgabenbremse im Nationalrat mit 103 Stimmen erreicht wurde. Die kleine
Kammer schloss sich diesem Entscheid an und beide Ratskammern stimmten auch der
dringlichen Inkraftsetzung zu.'

Sozialpolitik

Bevodlkerung und Arbeit
Kollektive Arbeitsbeziehungen

Im Nationalrat stellte Gutzwiller (fdp, ZH) den Ordnungsantrag, das Zusatzprotokoll und
die flankierenden Massnahmen in einem Genehmigungsbeschluss zusammenzufassen.
Der Stimmbiurger kdnne doch nicht Uber die Erweiterung der Personenfreizlgigkeit auf
die neuen EU-Staaten entscheiden, ohne zu wissen, mit welchen Massnahmen
Lohndumping bekampft werde. Mit 120 zu 46 Stimmen stimmte der Rat diesem Antrag
zu. In der Detailberatung tUbernahm der Rat mehrheitlich die Beschlisse des
Standerates. Mit 75 zu 57 Stimmen folgte der Nationalrat insbesondere einem Antrag
Buhrer (fdp, SH) und damit Bundes- und Standerat und beschrénkte die Meldepflichten
fur die Arbeitgeber gegenlber den zusténdigen Kontrollbehérden auf die Identitat, die
Tatigkeit und den Arbeitsort der in die Schweiz entsandten Arbeitnehmer. Die
Kommission hatte auch die Lohne und die Arbeitszeiten in die Meldepflicht
einbeziehen wollen. Eine Minderheit Kaufmann (svp, ZH) beantragte, auf die Anstellung
von Inspektoren zu verzichten, die rund CHF 20 Mio. pro Jahr kosten; es sei an den in
den tripartiten Kommissionen vertretenen Sozialpartnern, diese Kontrollen zu
Ubernehmen. Bundesprasident Deiss konterte, wenn man Kontrollen wolle, so musse
man auch die notwendigen Mittel zur Verfligung stellen. Der Antrag Kaufmann wurde
mit 124 zu 47 Stimmen abgelehnt. Gegen einen Antrag Germann (svp, SH), der
Festhalten an den getrennten Vorlagen beantragte, da sonst die Mdglichkeit entfalle,
frei entscheiden zu kdénnen zwischen Ausdehnung der Personenfreizigigkeit mit oder
ohne flankierende Massnahmen, stimmte der Standerat in der Differenzbereinigung der
Zusammenflgung mit 27 zu 7 Stimmen zu, worauf die Vorlage von beiden Kammern
definitiv verabschiedet werden konnte. 2

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

«L'égalité entre hommes et femmes est largement atteinte» selon le député UDC
Sebastian Frehner (svp, BS) qui, lors de la discussion du budget de la Confédération
2019 a suggéré la suppression du bureau de I'égalité hommes-femmes. Il observe que
beaucoup de femmes étudient, voire sont majoritaires dans certaines facultés, que le
partage des taches au sein de la famille s'est fortement modifié et que les femmes sont
dans certains cas favorisées sur le marché du travail. Le député ajoute a charge de
preuve qu'on lui a déja refusé plusieurs postes au bénéfice d'une femme. Sa
proposition et surtout son discours ont provoqué de véhémentes réactions chez ses
co-parlementaires. Les députées PS Barbara Gysi (sp, SG) et Mattea Meyer (sp, ZH) ont
suggéré que I'heure matinale ne favorisait pas la concentration et ne protégeait pas de
|'absurdité, leur camarade Samuel Bendahan (ps, VD) a condamné les propos de
I'agrarien, qu'il juge «extrémes» et «durs». Selon Daniel Brélaz (verts, VD) la proposition
Frehner est «excentrique» et pour Jean-Paul Gschwind (pdc, JU), «farfelue». Le
démocrate bourgeois Heinz Siegenthaler (bdp, BE) a méme proposé de sauvegarder le
bureau de I'égalité, ne serait-ce que pour défendre le député Frehner, puisqu'il se sent
opprimé en tant qu'homme. Le PLR et les Verts'libéraux n'ont pas commenté les
affirmations du député Frehner, mais se sont opposés a sa proposition.

Ueli Maurer, qui représentait dans ce débat la position du Conseil fédéral, a quelque
peu modéré la position de son collegue de parti. Certes, la condition des femmes s'est
améliorée, mais certaines inégalités demeurent. Au sujet des postes non obtenus par
Sebastien Frehner, le chef du département des finances ajoute méme que «les
hommes doivent s'améliorer, car les femmes les ont rattrapé».

Seul I'UDC a suivi la proposition Frehner, par 55 voix pour (10 femmes, 45 hommes), 3
voix contre (2 femmes, 1 homme) et 4 abstentions (1 femme, 3 hommes), les 6
conseillers et conseilleres restantes étaient soient absentes, soit excusées. Les deux
autres propositions de minorité, a savoir I'augmentation de budget de 200'000 francs
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proposée par Samuel Bendahan (pour I'application de la nouvelle loi sur I'égalité) et de
600'000 francs par Mattea Meyer (pour I'encouragement du respect de la convention
d'Istanbul) ont été balayées par respectivement 130 et 129 voix contre 56. Les 56 voix
pour étaient celles du groupe PS, du groupe des Verts et de deux PDC. *

1) AB SR, 2009, S. 833 ff., 908 ff., 955 ff., 977 f., 988 und 1004; AB NR, 2009, S. 1488 ff., 1680 ff., 1731 ff., 1767 ff., 1780 f. und
1828.; BBI, 2009, S. 6679.

2) AB NR, 2004, S. 1974 ff.; AB NR, 2004, S. 2004 ff.; AB NR, 2004, S. 2033; AB NR, 2004, S. 2192 f.; AB SR, 2004, S. 886

3) BOCN, 2018, p. 1835 ss.
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